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         Gewidmet allen Beamten, ohne deren vielfältige Mitwirkung dieses Buch nie und nimmer zustande gekommen wäre 

      

   
      
         

         
            Wortperlen mit amtlicher Genehmigung 
            

         

         Die persönlichen Angaben zum Rechtsgeschäft sind freiwillig. Ohne die persönlichen Daten kann der Antrag jedoch nicht bearbeitet
               werden. 

         Antragsformular des Bauordnungsamtes Bad Oldesloe

          

         Die Einmalzahlung wird jeder berechtigten Person nur einmal gewährt. 

         Hessisches Beamtengesetz

          

         Der Geschlechtsunterschied zwischen den Eltern ist Voraussetzung für die Zeugung des Nachwuchses. 

         Bundeszentrale für politische Bildung

          

         Ein Ehemann hat in der Regel seinen Wohnsitz dort, wo sich seine Familie befindet. 

         Bundesfinanzhof

          

         Welches Kind erstes, zweites, drittes Kind usw. ist, richtet sich nach dem Alter des Kindes. 

         Bundesanstalt für Arbeit

          

         Sehr geehrte Frau W., 

         wir teilen Ihnen mit, dass die Grabstätte neben Ihrem verstorbenen Ehemann anderweitig besetzt wird. Wir bitten Sie höflichst,
               Ihren Gatten hiervon in Kenntnis zu setzen. 

         Schreiben einer Friedhofsverwaltung aus Holmen

      

   
      
         

         
            Beamtendeutsch für Anfänger: Persönliches Eignungsfeststellungsverfahren 
            

         

         Vor der Lektüre dieses Buches oder gegebenenfalls auch nur bei der gelegentlichen Betrachtung des Werkes und/​oder kurzzeitiger
            Inanspruchnahme des geistigen Inhaltes ist der/​die Leser/​in gehalten, beim Verlag entweder einen selbst formulierten und
            eigenhändig unterschriebenen Antrag in vierfacher Ausfertigung einzureichen oder sich dem nachfolgenden Einstiegstest zu unterziehen.
            Die Prüfungsaufgaben sind ohne Fremdhilfe zu lösen, über das Ergebnis sollte eine amtsähnliche Verschwiegenheit gewahrt werden.
         

          

         1. Was ist eine Beharrungsadresse? 

         
            
            	
               
               Die korrekte Geschäftsanschrift eines Friseurs.

               
            

            
            	
               
               Ort für den dauerhaften Aufenthalt.

               
            

            
            	
               
               Versandhandel für Brusthaartoupets.

               
            

            
         

          

         2. Was verbinden Sie mit dem Wort Bestallung? 

         
            
            	
               
               Die Weihnachtsgeschichte.

               
            

            
            	
               
               Einen Tipp unter Pferdefreunden.

               
            

            
            	
               
               Einen Ausweis für die Betreuer von schwererziehbaren Jugendlichen.

               
            

            
         

          

         3. Gibt es wirklich eine Dienstanweisung für die Benutzung von Drehtüren? 

         
            
            	
               
               Nein, das kann ich mir nicht vorstellen.

               
            

            
            	
               
               Was soll es denn da zu regeln geben? Das sieht doch ein Blinder mit Krückstock, wie so ein Ding funktioniert.
               

               
            

            
            	
               
               Ja, den Behörden traue ich alles zu.

               
            

            
         

          

         4. Was ist eine Einfriedung? 

         
            
            	
               
               Das Urteil eines Friedensrichters im Mittleren Westen der USA.

               
            

            
            	
               
               Zäune und Hecken um Rasenflächen.

               
            

            
            	
               
               Schlichtungsverfahren bei Tarifverhandlungen im öffentlichen Dienst.

               
            

            
         

          

         5. Was ist ein eingeschränkter Lichtraum? 

         
            
            	
               
               Ein Darkroom in einer Diskothek für Homosexuelle.

               
            

            
            	
               
               Ein Verkehrszeichen in Deutschland.

               
            

            
            	
               
               Rundfunkwarnung in den Wintermonaten in Skandinavien.

               
            

            
         

          

         6. Wann sprechen Behörden von einem Formgebrechen? 

         
            
            	
               
               Wenn der Bürger als Bittsteller in nicht korrekter Kleidung auftritt.

               
            

            
            	
               
               Wenn der Dienstälteste nicht befördert wird.

               
            

            
            	
               
               Wenn in einem Antrag wichtige Angaben fehlen.

               
            

            
         

          

         7. Wo wächst Großgrün? 

         
            
            	
               
               In den Amtsstuben, mit Genehmigung durch den Dienststellenleiter.

               
            

            
            	
               
               An den Straßen, mit Einwilligung des Grünflächenamtes.

               
            

            
            	
               
               In den Köpfen einiger Politiker der Grünen, die eines Tages bei der Bundestagswahl die Mehrheit im Parlament stellen wollen.

               
            

            
         

          

         8. Wer kümmert sich um die menschlichen Bedürfnisse von Servicetechnikern auf einer Windkraftanlage in der Nordsee? 

         
            
            	
               
               Keiner, die Jungs werden garantiert vergessen.

               
            

            
            	
               
               Keiner, aber die Ehefrauen der Techniker denken an sie.

               
            

            
            	
               
               Drei Berufsgenossenschaften, die Kommission der EU in Brüssel sowie das Umweltministerium in Berlin.

               
            

            
         

          

         9. Wann wird von einer Luftverlastung gesprochen? 

         
            
            	
               
               Beim Überschreiten von Schadstoffen in der Luft.

               
            

            
            	
               
               Bei einer Grundlage für eine neue Steuer für Schwerreiche, die mit einem eigenen Jet oder Hubschrauber fliegen.

               
            

            
            	
               
               Beim Transport von Geräten per Hubschrauber bei der Polizei.

               
            

            
         

          

         10. Ist Oberflächenwasser eine Gefahr für die Gesundheit? 

         
            
            	
               
               Nein, es ist nicht gefährlicher als Regen.

               
            

            
            	
               
               Nicht, wenn es an der Oberfläche bleibt.

               
            

            
            	
               
               Man weiß ja nie, was da alles runterkommt.

               
            

            
         

          

         11. Was ist ein Organmandat? 

         
            
            	
               
               Die Zustimmung eines Sterbenden zur Transplantation seines Herzens.

               
            

            
            	
               
               Die Bescheinigung für den Chirurgen, dass er die Operation vornehmen darf.

               
            

            
            	
               
               Eine Erlaubnis für Behörden, Bußgelder einzutreiben.

               
            

            
         

          

         12. Was ist mit Parteienverkehr gemeint? 

         
            
            	
               
               Geschlechtsverkehr von Mitgliedern unterschiedlicher Parteien.

               
            

            
            	
               
               Öffnungszeiten der Behörden.

               
            

            
            	
               
               Spezielle Verkehrsvorschriften vor dem Reichstag in Berlin.

               
            

            
         

          

         13. Wann sind Verträge schwebend unwirksam? 

         
            
            	
               
               Betrifft mich nicht, da geht es um Absprachen zwischen Drahtseiltänzern.

               
            

            
            	
               
               Wenn man sich nicht zur Unterschrift entscheiden kann.

               
            

            
            	
               
               Solange sie nicht gültig sind, weil zum Beispiel Minderjährige unterschrieben haben.

               
            

            
         

          

         14. Warum musste in Berlin ein Seilbahngesetz erlassen werden? 

         
            
            	
               
               Weil jedes Bundesland ein solches Gesetz haben muss.

               
            

            
            	
               
               Weil in Berlin der Bau einer Seilbahn geplant wird.

               
            

            
            	
               
               Weil das Gesetz nach dem Grundlagenvertrag von der Regierung der DDR übernommen werden musste.

               
            

            
         

          

         15. Wann spricht der Umweltdezernent von Spontanvegetation? 

          

         
            
            	
               
               Beim Anblick der Speisekarte in der Kantine seiner Behörde.

               
            

            
            	
               
               Bei Unkraut.

               
            

            
            	
               
               Wenn ihm nichts Spontanes mehr einfällt.

               
            

            
         

          

         16. Was ist mit Versagung gemeint? 

         
            
            	
               
               Das Jahrestreffen der größten Versager aus Sport, Politik und Wirtschaft.

               
            

            
            	
               
               Eine in der Regel begründete Ablehnung eines Antrages.

               
            

            
            	
               
               Versagensängste von Fußballspielern bei Torschuss und Elfmeter.

               
            

            
         

          

         17. Was ist denn nun ein raumübergreifendes Großgrün? 

         
            
            	
               
               Die Überwucherung von Gebäuden durch Pflanzenwildwuchs.

               
            

            
            	
               
               Nur der Titel dieses Buches, frei erfunden vom Autor.

               
            

            
            	
               
               Bestimmt wieder so ein Behördenwort.

               
               
            

            
         

      

   
      
         

         
            Vorwort 
            

         

         Eigentlich ist es sehr einfach. Einfach deshalb, weil selbstverständlich alles geregelt und vorgeschrieben ist: Die Amtssprache
            in der Bundesrepublik Deutschland ist Deutsch. Denn die Benutzung der deutschen Sprache in der Öffentlichkeit ist eine gesetzliche
            Pflicht, damit Bürger und Behörden nicht aneinander vorbeireden. Unabhängig von gewissen Bestrebungen, Deutsch als Amtssprache
            im Grundgesetz zu verankern, sind die gesetzlichen Bestimmungen bereits jetzt eindeutig. Für die Verwaltungsbehörden des Bundes
            schreibt § 23 des Verwaltungsverfahrensgesetzes vor: «Die Amtssprache ist Deutsch.» Für die Finanz- und Sozialbehörden sowie für die
            Gerichte sind die Regelungen ebenfalls eindeutig – Deutsch ist Pflicht.
         

         Warum aber werden wir Bürger dann so gequält? Warum sind wir hinterher nicht schlauer, sondern wieder einmal verzweifelter,
            wenn Behörden Bescheide, Beschlüsse und Bekanntmachungen erlassen, die keiner versteht? «Einantwortung», «Einfriedung», «Bestallung»
            und «Beelterung» – es gibt so viele merkwürdige und vor allem unverständliche Begriffe aus der Behördensprache, dass man damit
            ein ganzes Buch füllen kann. Das habe ich hier getan.
         

         Nach einer Studie der Gesellschaft für deutsche Sprache haben 86 Prozent der Bundesbürger Probleme mit dem Beamtendeutsch in Briefen von Behörden und Gerichten. Auch 81 Prozent der Befragten mit Abitur oder Hochschulabschluss verstehen bei vielen Fachbegriffen und Schachtelsätzen nur Bahnhof.
            Die Blähsprache vom Amt nervt und ärgert.
         

         Es muss eine geheime Verschwörung geben. Verwaltungsbeamte, Juristen und Politiker haben sich offenbar vor einigen Jahrhunderten
            in die Hand versprochen, Bürger und Steuerzahler fortlaufend mit einem absurden Kauderwelsch zu quälen: mit Aussagen, die
            sich widersprechen, mit Satzgebilden, die eine komplette Seite füllen und mindestens fünfmal durchgearbeitet werden müssen,
            bevor man sie nachvollziehen kann, oder mit unfreiwillig komischen Wortungetümen wie «Personenvereinzelungsanlage» oder «Spontanvegetation»,
            die zwar lustig sind, aber doch ratlos machen.
         

         Was aber sollten die Motive dieser wortwörtlichen Verschwörung sein? Schadenfreude, weil der einfache Bürger mal wieder der
            Depp ist? Liegt es am Leben im Beamtenturm, weil die Insassen dieser Einrichtung nach langen Dienstjahren nicht mehr wissen,
            wie außerhalb ihres Turmes gesprochen und geschrieben wird? Weitere böse Absichten sollen hier gar nicht unterstellt werden,
            denn das wichtigste Motiv für den Gebrauch möglichst schwerverständlicher Satzkonstruktionen ist altbekannt: Wissen ist Macht.
            Wie viele Verwaltungsbeamte wären ohne Beschäftigung, wenn es nicht immer neue Vorschriften und Erlässe gäbe, die oftmals
            erst nach jahrelangen Beratungen und Sitzungen zustande kommen. Was hätte eine Unzahl von Rechtsanwälten und Richtern noch
            zu tun, wenn sich die Bürger nicht immer wieder im Verordnungsdschungel verfangen würden?
         

         Für die konsequente Anwendung der absurden Amtssprache gibt es auch noch andere Gründe. Die Tradition etwa: Seit dem Aufkommen
            der Behördensprache im 19. Jahrhundert über Kaiserreich und Hitlerzeit hinweg wurden so die Untergebenen angesprochen. Verständnisfragen oder gar die Infragestellung der Anordnungen von oben durch die betroffenen Adressaten waren nicht erlaubt und hätten damals zu
            Verfolgung und Bestrafung geführt.
         

         Heute wäre dies zwar möglich, doch nun drohen neuzeitliche Einflüsse, alles noch schlimmer zu machen. Das Streben nach höchstmöglicher
            Rechtssicherheit etwa, um Klagen gegen die Gesetze besser abschmettern zu können. Deshalb neigen ihre Verfasser dazu, mit
            ausschweifenden Beschreibungen alle eventuellen Tatbestände zu erfassen und keinen rechtsfreien Zwischenraum zuzulassen. Gut
            gemeint, aber schlecht gelöst.
         

         Und was unternehmen Politiker, um diesen Bürokratenmief abzuschütteln? Manche bemühen sich ja redlich, doch noch viel mehr
            von ihnen flüchten ins sogenannte Denglisch. Das macht die Sache nicht unbedingt besser. Wer weiß schon als Normalsterblicher,
            was «Cluster» sind oder wann eine «Evaluation» bevorsteht? Und wird das Vertrauen in die Politik wirklich größer, wenn die
            nächste Erhöhung als Beitragsanpassung und Stillstand als Nullwachstum verkauft werden sollen?
         

         Was heute «an sprachlich-moralischer Verluderung stattfindet, ist immer schwerer zu ertragen», befand bereits vor einigen
            Jahren der damalige Bundestagspräsident Wolfgang Thierse (SPD), und der frühere Bundespräsident Roman Herzog warnte: «Unsere
            Muttersprache ist das Deutsche tatsächlich insofern, als wir sie von unseren Müttern lernen. Ob wir mit ihr aber auch so unbestreitbar
            nett umgehen wie mit unseren Müttern, das lässt sich doch füglich bezweifeln. Wir rühmen sie zwar zur rechten Zeit – an den
            Muttertagen gewissermaßen. An allen anderen Tagen des Jahres malträtieren wir sie nach allen Regeln der Kunst.»
         

         Die ersten Bundestagsabgeordneten haben sich mittlerweile der Aktion «Deutschpflicht für Politiker» angeschlossen. Doch den vielen Worten folgen nur selten Taten. Die Beamtensprache
            wächst täglich durch die Flut von neuen Verordnungen und Gesetzen, die inzwischen vor allem die Europäische Union erlässt.
            Zusammengerechnet sollen es bereits über 100 000 Seiten sein, verfasst und kontrolliert von 24 000 Beamten in Brüssel, also zahlenmäßig von der gesamten Einwohnerschaft einer Kleinstadt. Dieses Bürokratiemonster erbricht
            täglich neue Gesetze, Verordnungen und Formulare – mit Formulierungen, Schlussfolgerungen und Wortbegriffen, die der Normalbürger
            nicht mehr versteht. Kuriose Beispiele werden auf den folgenden Seiten genannt und größtenteils zum ersten Mal überhaupt übersetzt.
         

         Grund zum Handeln gäbe es auch aus finanziellen Gründen. Allein die Bürokratien des Bundes und der Europäischen Union kosten
            nicht nur die Bürger Nerven, sondern auch die Unternehmen jährlich zwischen 35 und 40 Milliarden Euro. Diese Zahlen hat das Statistische Bundesamt der Bundesregierung übermittelt. Die Betriebe unterliegen 11 000 Informationspflichten, deren Erfüllung allein 27 Milliarden Euro pro Jahr erfordert. Weitere 6,2 Milliarden Euro verschlingt die Auflage, dass alle Rechnungen zehn Jahre lang aufbewahrt werden müssen. Die Steuererklärungen
            kosten die Wirtschaftsunternehmen noch einmal 3,65 Milliarden Euro im Jahr. Nur die Bearbeitung wohlgemerkt, ohne die fälligen Steuern, Voraus- und Nachzahlungen. Bis zum Jahr
            2011 sollen diese Bürokratiekosten nach einem Beschluss der Bundesregierung um ein Viertel verringert werden. Wird da wieder
            einmal zu viel versprochen?
         

         Die Beamtensprache führt uns damit in das zentraleuropäische Absurdistan. Da wird einer Stadt wie Berlin mit einem Bußgeld von 700 000 Euro gedroht, wenn nicht ein Seilbahngesetz erlassen wird, was in dieser Stadt nachweislich aber gar nicht gebraucht wird, weil
            mangels Bergen niemals eine Seilbahn Berlin durchqueren wird. Ein Bäcker in der EU muss heutzutage 220 Vorschriften und Gesetze beachten, bevor er das erste Brötchen verkaufen kann. Mehr als 10 000 Produktnormen legen fest, wie beispielsweise der Sitz eines Traktors beschaffen sein muss, und die Verordnung der EU über
            die Beschaffenheit von Schnullerketten füllt 52 Seiten. Und Marmelade darf laut Bestimmung nicht mehr Marmelade heißen.
         

         Der Jubel von Politikern über die Abschaffung der Krümmungsverordnung von Gurken ist vor diesem Hintergrund keinesfalls der
            seit vielen Jahren herbeigesehnte und herbeigeredete Beginn einer Entbürokratisierung, sondern wohl eher sprachliche Kosmetik.
            Denn für Aprikosen und Artischocken über Bleichsellerie bis zu Kiwis, Knoblauch und Zwiebeln gelten weiterhin millimetergenaue
            Vorschriften, für deren genaue Kontrolle ein Heer von weiteren Beamten aufgestellt werden müsste.
         

         In diesem Buch werden neben Begriffen aus der Behördensprache auch blödsinnige Verordnungen erstmals umfassend genannt und
            aufgeführt – selbstverständlich ordentlich der Reihe nach. Und es geht auch um die skurrilen Folgen der Behördensprache in
            den Schreiben an Versicherungen sowie in den Reden der Politiker.
         

         Gibt es denn in diesem Verwaltungsdschungel und Sprachdickicht gar keine Hoffnung, keinen Weg, der ins Licht führt? Kein Happy
            End im letzten Kapitel? Wie immer im Leben sollte man das Beste daraus machen: Lesen, staunen und schmunzeln Sie also über
            den Verwaltungswahnsinn – die Beamtensprache kann unabsichtlich durchaus Freude bereiten. Manche der hier genannten Begriffe eignen sich wunderbar als Rätselspaß für die ganze Familie. Und viele
            Verordnungen sind eben auch ein schöner Grund, sich mal wieder richtig aufzuregen. Da weiß man doch wieder, wofür Steuern
            gezahlt werden.
         

         Das grundsätzliche Problem immerhin ist erkannt. Und das ist ja schon, rein theoretisch betrachtet, die Grundlage für Einkehr
            und Kurswechsel. Städte wie Hamburg oder Bochum haben inzwischen Stellen und Stäbe eingerichtet, die die Entbürokratisierung
            vorantreiben sollen und durchaus erste Fortschritte vorweisen können. Andere Kommunen haben sich der vom Germanistischen Institut
            der Ruhr-Universität Bochum gegründeten Datenbank angeschlossen und lassen ihre Verordnungen vor Inkrafttreten auf Verständlichkeit
            überprüfen.
         

         Das macht Sinn, so wie bei diesem Beispiel: «Hiermit gewähre ich gemäß § 100 Abs.1 Nr. 1 Bundessozialhilfegesetz (BSHG) Eingliederungshilfe nach § 39, 40 Abs.1 Nr. 8 und § 43 Abs.1 BSHG in Verbindung mit § 55 Abs.1. Nr. 2 des neunten Sozialhilfegesetzbuches (SGB IX) in folgender Einrichtung: dem Kindergarten in der Rosenstraße.» Es geht auch
            einfacher, wie die Überarbeitung zeigt: «Die Behörde übernimmt die Kosten für den Kindergartenplatz in der Rosenstraße.»
         

      

   
      
         

         
            A 
            

         

         Abgängigkeitsanzeige 

         Eine Abgängigkeitsanzeige einer vermissten Person kann bei der Polizei des Wohnortes oder des letzten Aufenthaltsortes erstattet
            werden. Wer abgängig ist, gilt im Behördendeutsch als vermisst. Aufgrund der Abgängigkeitsanzeige wird eine Fahndung durch
            die Polizei eingeleitet. Bei vermissten Kindern erfolgt diese sofort, bei abgängigen Erwachsenen wird in der Regel eine Frist
            von 24 Stunden abgewartet.
         

         Abkoten 

         Aus Sicht der Behörden und sicherlich auch nach Meinung vieler Familien mit Kindern, die in Sandkästen spielen, wäre eine
            Abortpflicht insbesondere für Hunde dringend geboten. Dummerweise gibt es da natürliche Grenzen, und die Erbanlagen eines
            Hundes würden im krassen Widerspruch zur Erfüllung einer derartigen Abortpflicht stehen. Beim Hundehaufen spricht und schreibt
            der Gesetzgeber gern von Abkoten. Dabei geht doch gerade Hundekot nur sehr schwer wieder ab von Schuhen und Sandalen.
         

         Doch Vorsicht: Wer Hundekot aus welchen Gründen auch immer anfasst, kann sich, auch rechtlich gesehen, schnell die Hände schmutzig
            machen. Gerade noch rechtzeitig vor einem solchen Missgriff wurde folgendes Fallbeispiel in der Deutschen Verwaltungspraxis, der «Fachzeitschrift für die öffentliche Verwaltung», entwickelt: «Nach dem Abkoten bleibt der Kothaufen grundsätzlich eine
            selbständige bewegliche Sache, er wird nicht durch Verbinden oder Vermischen untrennbar Bestandteil des Wiesengrundstücks,
            der Eigentümer des Wiesengrundstücks erwirbt also nicht automatisch Eigentum am Hundekot.» Und das Amtsgericht Düsseldorf
            kam zu folgendem Urteil: «Wer auf einer Spiel- und Liegewiese einen Hund abkoten lässt und den Kot nicht beseitigt, macht
            sich wegen umweltgefährdender Abfallbeseitigung strafbar.»
         

         Ablichtung 

         Damit ist keinesfalls die Bepflanzung einer Waldlichtung gemeint, was dann zur Abmeldung der Lichtung führen müsste. Vielmehr
            wird dieser altmodische Begriff noch immer in vielen Verordnungen und Gerichtsurteilen anstelle von «Kopie» verwendet. Eine
            ganz normale Ablichtung kann die Behörden allerdings in der Regel nicht überzeugen, oft muss sie amtlich beglaubigt sein.
            Mit der amtlichen Beglaubigung einer Ablichtung bestätigt die Behörde, dass die Kopie mit dem Original übereinstimmt.
         

         Abort 

         Vor der Sprachregelungsflut der Behörden sind wir in keiner Situation sicher, wirklich in keiner. Ein Beispiel, mitten aus
            dem Leben: Beim gepflegten Essen mit guten Freunden im vornehmen Restaurant verspürt der Gast urplötzlich ein dringendes Bedürfnis.
            Wie formuliert er es nun? Muss er zur Toilette oder lieber zum WC? Etwas von «mal eben frisch machen» murmeln und schnell
            den Platz verlassen?
         

         Alles falsch, zumindest aus behördlicher Sicht. Denn wer muss, muss nach den einschlägigen Gaststättenverordnungen zum Abort.
            Abort – wie das schon klingt! Wenngleich das Wort an sich schon Sinn macht. Schließlich wird an diesem Ort hinter hoffentlich
            verschlossenen Türen etwas abgeführt, auch wenn es zum Bedauern der Behörden keine Steuern sind. Nach § 8 Abs.1 der hessischen Gaststättenverordnung müssen «die Abortanlagen für die Gäste leicht erreichbar, gekennzeichnet und von
            anderen Abortanlagen getrennt sein». Abs.5 schreibt vor, dass Abortanlagen für Frauen und Männer durch durchgehende Wände
            voneinander getrennt sein müssen. Und damit nicht alles widerlich überläuft, ist auch die Wasserspülung per Verordnung vorgeschrieben.
         

         Noch genauer regelt die Benutzungsordnung für Toiletten in Sachsen-Anhalt, bei der es sich allerdings um eine Fälschung handelt,
            die Vorgänge: «Vor dem Hinsetzen auf das Sitzstück sind die Beinkleider bis zu den Knien herunterzuschieben. Der Benutzer
            setzt sich unter gleichzeitigem Anheben der Oberbekleidungsstücke so tief in die Hocke, bis das Gesäß in die Sitzaufnahme
            einrastet. Das Gewicht des Körpers ist gleichmäßig, gleichzeitig verteilt, der Oberkörper leicht nach vorn geneigt. Die Ellenbogen
            ruhen auf dem Muskelfleisch der Oberschenkel, der Blick ist frei geradeaus gerichtet.»
         

         Nachdem die Blickrichtung auf der Toilettenschüssel also schon mal geklärt ist, schreibt § 6 der Benutzungsordnung für alle öffentlich zugänglichen Toiletten in diesem Bundesland die Darmentleerung zwingend vor: «Unter
            ruhigem Ein- und Ausatmen drängt der Benutzer unter gleichmäßigem Anspannen der Bauchmuskulatur den ausscheidungsreifen Inhalt
            des Mastdarms bei gleichzeitigem Entspannen des Afterschließmuskels in den dafür vorgesehenen Durchbruch des Porzellanbeckens.
            Die Äußerung von gutturalen Stimmlauten, umgangssprachlich auch als Ächzen oder Stöhnen bezeichnet, ist auf das absolut notwendige
            Maß zu beschränken.»
         

         Abschiebung 

         «Die Abschiebung nach Jamaika ist für einen psychisch Kranken, der unter paranoid-halluzinatorischer Schizophrenie leidet,
            nicht mit einer erheblichen Gefahr für Leib oder Leben im Sinne des § 60 Abs.7 Satz 1 des Aufenthaltsgesetzes verbunden.» So ein Urteil des Oberverwaltungsgerichtes Hamburg – und die Richter müssen es
            ja wissen.
         

         Abschlägige Mitteilung 

         Diese schlechte Nachricht hat wohl jeder schon einmal erhalten: «Leider ist Ihr Antrag abschlägig beschieden.» Der Wunsch
            des Bürgers ist damit also abgelehnt worden. «Abschlägige Bescheide sind zu begründen», hat immerhin der Europäische Gerichtshof
            entschieden, und darauf kann sich jeder berufen. Die abschlägige Mitteilung wird in der Regel als Bescheid zugestellt.
         

         Abstandseinhaltungserfassungsvorrichtung 

         Trinken Sie bitte jetzt nacheinander drei Schnäpse oder wahlweise zwei volle Gläser Rotwein und sprechen dann dieses wunderschöne
            Wortexemplar aus dem unerschöpflichen Inventar der Behördensprache so schnell wie möglich nach. Ein Wort – 40 Buchstaben! Gemeint ist damit die Bodenmarkierung vor einem Schalter in einer Bank, bei der Bahn oder eben in einer Behörde,
            wo die Einhaltung eines Abstandes selbstverständlich amtlich erfasst werden muss.
         

         Aktenkundig 

         Hier geht es nicht um die Detailkenntnisse eines Beamten über den Inhalt einer Akte, mit denen er seine Aktenkunde unter Beweis
            stellt. Vielmehr ist jeder Schriftverkehr zwischen Bürger und Behörde erst dann amtlich, wenn die  Schreiben der jeweiligen Akte auch beigeheftet werden und damit aktenkundig sind. Erst dadurch sind Forderungen und Vorwürfe
            beweis- und belegbar. Die Abgabenordnung schreibt zum Beispiel Finanzbehörden nach § 99 vor: «Führt die Finanzbehörde einen Augenschein durch, so ist das Ergebnis aktenkundig zu machen.»
         

         Alimente 

         Bei diesem Beispiel ist es ausnahmsweise einmal zu einer Vereinfachung in der Beamtensprache gekommen. Unterhalt nennen die
            Behörden inzwischen in der Regel die Pflicht des Mannes, für Frau und Kinder nach Trennung und Scheidung zu zahlen, sofern
            sein Einkommen dies zulässt. Dennoch besteht im Familienrecht kein Grund zur Entwarnung, was Wortschatz und Formulierungskunst
            angeht. Vergleiche auch Erwerbsobliegenheit.
         

         Ampelmännchen trifft Ampelweibchen 

         Laut Straßenverkehrsordnung (StVO) gibt es in Deutschland zurzeit insgesamt 648 unterschiedliche Verkehrszeichen. Zwanzig
            davon zeigen männliche Figuren in verschiedenen Positionen, zum Beispiel als Fußgänger beim Gang über den Zebrastreifen, auf
            dem Fahrrad sitzend oder als schwer schuftender Bauarbeiter. Aber nur sechs von den 648 Verkehrszeichen zeigen eindeutig weibliche Piktogramme. Dabei handelt es sich immer um dasselbe Motiv: eine Frau im Rock und
            mit Kind an der Hand. Diese Diskriminierung im Schilderwald wollten einige Frauenrechtlerinnen in den vergangenen Jahren nicht
            länger hinnehmen. Denn nach ihrer Meinung definieren sich Frauen selbstverständlich nicht ausschließlich darüber, dass neben
            ihnen ein Kind steht.
         

         Doch wie könnte ein Ampelweibchen aussehen? Handtasche oder Stöckelschuhe tragend? Im Minirock oder lieber so bieder wie das Ampelmännchen, das ja auch nicht in Shorts die Straße
            überquert? Zu einem Ampelfrau-Malwettbewerb rief deshalb im Januar 2008 die Arbeitsgemeinschaft Sozialdemokratischer Frauen
            (ASF) im Bundesland Bremen auf. Gewinner war ausgerechnet der Entwurf eines Mannes, der sich nun mit Fug und Recht als Freund
            der Frauenbewegung bezeichnen darf. Sein Entwurf zeigt eine Hexe mit Busen, Besen und Po. Diese provokante Pose kam bei der
            Frauenjury am besten an. Doch noch leuchtet nirgendwo dieses verhexte Ampelweibchen.
         

         Als erste deutsche Stadt überhaupt hat Zwickau in Sachsen einer Ampelfrau die amtliche Genehmigung erteilt. Seit November
            2004 regelt nun ein weibliches Gegenstück zum Ost-Ampelmännchen den Fußgängerverkehr an der Kreuzung Ecke Crimmitschauer und
            Werdauer Straße. Entworfen wurde es von der ortsansässigen Firma Roßberg GmbH, die bereits 1961 die Vorlage für das DDR-Ampelmännchen geliefert hatte. Das Zwickauer Ordnungsamt hatte für das Anbringen der Ampelweibchenschablone eine Ausnahmegenehmigung im
            Rahmen des behördlichen Ermessensspielraums erteilt.
         

         Auch im Kölner Stadtteil Ehrenfeld trägt zum ersten Mal ein Ampelweibchen die Signalfarben Rot und Grün, ebenfalls mit einer
            solchen Ausnahmegenehmigung ausgestattet.
         

         Kurios, aber auch im 21. Jahrhundert ist die Gleichberechtigung in der Straßenverkehrsordnung nicht vorgesehen. Die entsprechenden Normen für Lichtsignalanlagen
            beziehen sich ausschließlich auf Ampelmännchen-Ost und Ampelmännchen-West, Ampelweibchen dagegen sind hier unbekannte Wesen.
            Schweden ist da einen entscheidenden Schritt weiter. Seit Anfang 2009 ist für die Ampelmännchen eine weibliche Begleitung vorgeschrieben, Weibchen und Männchen
            leuchten abwechselnd.
         

         Allerdings sollte auch nicht verschwiegen werden, dass die Umsetzung der Gleichberechtigung im gesamten Schilderwald Unsummen
            verschlingen würde. Die Kosten für ein Verkehrsschild und seine Aufstellung werden mit durchschnittlich 200 Euro kalkuliert. Bei etwa 20 Millionen Verkehrsschildern in Deutschland müssten also zehn Millionen Schilder ausgetauscht werden.
         

         Die von Verkehrspolitikern immer wieder gern ausgerufene Durchforstung des Schilderwaldes ist übrigens oftmals nur ein Bluff:
            So verkündete unlängst die Verkehrsministerkonferenz den Verzicht auf 22 überflüssige Verkehrszeichen wie beispielsweise die
            Ausweisung von 80 Stundenkilometern als Richtgeschwindigkeit oder auf eigentlich sinnvolle Hinweise auf Autobahnhotels. Doch gleichzeitig sollen
            neun neue Verkehrsschilder in die Straßenverkehrsordnung aufgenommen werden. So soll die Ausweisung von Sehenswürdigkeiten
            entlang der Autobahn sogar noch ausgeweitet werden; neu ist auch die Kennzeichnung von Straßen für Gespannfuhrwerke. Von einem
            Abbau des Schilderwaldes kann also kaum die Rede sein.
         

         Amtlicher Lichtbildausweis 

         Ein amtlicher Lichtbildausweis ist ein von einer Behörde ausgestellter, mit einem Foto versehener Nachweis der Identität.
            Wenn kein amtlicher Lichtbildausweis vorhanden ist, kann nach den Bestimmungen auch ein Identitätszeuge aussagen. Dieser Zeuge
            sollte allerdings über einen Ausweis verfügen, sonst müsste ja am Ende eine ganze Reihe von Identitätszeugen aufmarschieren.
         

         Amtmännin 

         Die Gleichberechtigung schreitet voran, wie ein Runderlass des Bundesinnenministeriums bezeugt: «Als weibliche Form der Amtsbezeichnung
            Amtmann stehen ab sofort wahlweise die Amtsbezeichnungen Amtmännin oder Amtfrau zur Verfügung. (…) Weibliche Beamte, die bereits
            die Amtsbezeichnung Amtmännin führen, können der zuständigen Behörde mitteilen, dass sie die Amtsbezeichnung Amtfrau führen
            möchten. Sie erhalten einen schriftlichen Bescheid über die Änderung der Amtsbezeichnung. Ein Amt mit der Bezeichnung Amtmann
            wird weiblichen Beamten nicht mehr verliehen.»
         

         Amtsarzt 

         Einfache Begriffe und Formulierungen sind in der Behördensprache zu unterlassen, wie auch dieses Zitat aus der «Ersten Rechtsbereinigungsverordnung»
            zeigt: «In Abs.1 wird das Wort ‹Amtsarzt› durch die Worte ‹Arzt des Arbeitsmedizinischen Dienstes der Binnenschifffahrts-Berufsgenossenschaft
            oder von einem Betriebsarzt des Arbeitsmedizinischen Dienstes der Wasser- und Schifffahrtsverwaltung des Bundes oder der Verwaltung
            eines Landes oder von einem Arzt eines hafenärztlichen Dienstes› ersetzt.»
         

         Amtsschimmel 

         In diesem Buch springt der Amtsschimmel von Seite zu Seite und wiehert fröhlich vor sich hin. Woher aber kommt dieser Ausdruck?
            Eine von zwei möglichen Erklärungen führt in die Schweiz: Dort wurden nämlich im 19. Jahrhundert die Amtsakten von Boten per Pferd zugestellt. Vielleicht bezieht sich der Ausdruck aber auch darauf, dass Akten
            oft lange herumliegen und Schimmel ansetzen. Bei genauerer Betrachtung spricht mehr für die erste Variante: Schimmel, die von Amt zu Amt traben und auf Paragraphen und Vorschriften
            herumreiten.
         

         Amtsverschwiegenheit 

         Neben der Einhaltung des Datenschutzes sind Beamte auch zur Amtsverschwiegenheit verpflichtet. So soll sichergestellt werden,
            dass der Beamte nicht abends seiner Frau erzählt, dass der Nachbar einen Bauantrag gestellt hat, und am nächsten Tag die Ehefrau
            der Ehefrau eines anderen Nachbarn davon erzählt. Abgesehen von einem solchen Szenario, dessen weiteren Verlauf man sich gut
            ausmalen kann, macht die Amtsverschwiegenheit sicherlich gerade beim Jugendschutz oder auch bei Steuern Sinn.
         

         Sie gilt auch gegenüber anderen Behörden und mitunter sogar gegenüber der Justiz. So befand das Oberlandesgericht Karlsruhe:
            «Ehrenrührige Äußerungen, die gegenüber einer zur Amtsverschwiegenheit verpflichteten Behörde abgegeben werden, um diese zur
            Überprüfung eines bestimmten Verhaltens zu veranlassen, sind grundsätzlich nicht rechtswidrig und führen deshalb auch grundsätzlich
            nicht zu einem Unterlassungsanspruch des Betroffenen.» Auf die Amtsverschwiegenheit soll sich der Bürger eben verlassen können.
         

         Anbringen 

         Als Anbringen bezeichnen Behörden die Kontaktaufnahme eines Bürgers, und zwar aus eigenem Anlass. Anträge, Gesuche, Anzeigen,
            Beschwerden und sonstige Mitteilungen können schriftlich, persönlich oder telefonisch angebracht werden.
         

         Anheimstellen 

         Der Begriff «anheimstellen» ist gleichbedeutend mit «überlassen». Etwa so: Wir stellen es Ihnen anheim, den Ausdruck «anheimstellen»
            überhaupt zu verwenden.
         

         Anleiterbarkeit 

         Laut Baurecht vieler Gemeinden muss beim Neubau von Gebäuden die Anleiterbarkeit berücksichtigt werden. Man müsste nur erst
            einmal wissen, was das überhaupt ist.
         

         Anleiterbarkeit kann lebensrettend sein: Wenn es brennt, muss die Feuerwehr eine Leiter an das Gebäude stellen können. Extreme
            Schräglagen des Gebäudes sind deshalb nicht gestattet.
         

         Anonymverfügung 

         Eine Anonymverfügung ist eine Verwaltungsstrafe, die einer Person zugestellt wird, von der die Behörde annimmt, dass diese
            einen Verwaltungsübertreter kennt oder diesen leicht feststellen kann.
         

         Beispiel aus der Praxis: Bei einer Geschwindigkeitsübertretung kann die Polizei beim Blitzen zunächst anhand des Kennzeichens
            nur den Halter des schnellen Pkw feststellen, nicht aber den Fahrer selbst, dem nun Bußgeld und Punkte in der Flensburger
            Verkehrssünderdatei drohen. Also wendet sich die Polizei an den Halter des Pkw und fordert zur Mitteilung auf, wer an besagtem
            Tag zur genannten Uhrzeit am Steuer saß. Die Anonymverfügung kann nur dann ausgestellt werden, wenn die Übertretung durch
            Organe der öffentlichen Aufsicht im Dienst (beispielsweise Polizeibeamte) oder durch eine automatische Überwachung (Radaranlage)
            festgestellt wurde. Gegen die Anonymverfügung ist kein Rechtsmittel zulässig.
         

         Anweisung 

         In der «Dienstanweisung Automatisierte Datenverarbeitung in der Finanzverwaltung» ist Folgendes zu lesen:

         «Die Anweisung: Bei der Anweisungsgruppe 0 ist das Datum der Tagesnachweisung das Anweisungsdatum. Anweisungen der Anweisungsgruppe
            1 (Wiederholungsanweisungen) sind mit dem Datum des ursprünglichen Anweisungstages zu erteilen. Als Anweisungsdatum ist bei
            den Anweisungsgruppen 2 – 4 der Tag anzuweisen, an dem die Anweisung erteilt wurde.»
         

         Wenn das keine klare Anweisung ist.

         Arbeitnehmerveranlagung 

         Bei der Arbeitnehmerveranlagung wird die Steuer für das im Kalenderjahr bezogene Einkommen im Nachhinein neu berechnet. Beispiel:
            Wurden lohnsteuerpflichtige Einkünfte während des Kalenderjahres nicht ganzjährig bezogen, aber für das ganze Jahr versteuert,
            kommt es durch die Jahresabrechnung in der Regel zu einer Gutschrift. Eine Gutschrift kann auch erwartet werden, wenn Freibeträge
            für Werbungskosten, Sonderausgaben oder außergewöhnliche Belastungen geltend gemacht werden, die noch nicht berücksichtigt
            wurden.
         

         Arbeitsrecht 

         Das Landgericht Rheinland-Pfalz hat folgenden Beschluss gefasst: «An sich nicht erstattbare Kosten des arbeitsgerichtlichen
            Verfahrens erster Instanz sind insoweit erstattbar, als durch sie erstattbare Kosten erspart bleiben.»
         

         Aufenthaltstitel 

         Drittstaatsangehörige sind Bürger, die nicht aus der EU kommen. Wenn sie etwa in Deutschland leben und sich länger als sechs
            Monate in Österreich aufhalten wollen, benötigen sie einen Aufenthaltstitel. Staatsangehörige eines EU-Staates oder der Schweiz benötigen dagegen diesen Aufenthaltstitel nicht. Sie müssen stattdessen innerhalb von drei Monaten eine
            Anmeldebescheinigung beantragen.
         

         Aufenthaltstitel werden immer für einen bestimmten Zweck erteilt. Ist der vorübergehende Aufenthalt des Drittstaatsangehörigen
            befristet und hat er keine Niederlassungsabsicht, muss er nur eine Aufenthaltsbewilligung beantragen.
         

         Auflassungsvormerkung 

         Die Auflassungsvormerkung ist die schriftliche Erklärung des Eigentümers von Grundstücken, dass er mit der Eintragung ins
            Grundbuch einverstanden ist. Ohne Auflassungsvormerkung mit beglaubigter Unterschrift ist eine Eintragung des Eigentums im
            Grundbuch nicht möglich. In der Regel ist die Auflassungsvormerkung im Kaufvertrag enthalten.
         

         Ausantwortung 

         Verantwortung ist immer gut. Aber Deutschlands Behördensprachtechniker haben einen Weg gefunden, wie man auch diese Verantwortung
            wieder loswird: durch eben die Ausantwortung. Wenn diese erfolgt ist, ist man nicht mehr der Dumme, falls irgendetwas schiefgeht.
            Da hin und wieder Strafgefangene flüchten und es dann jedes Mal eine Menge Ärger gibt, taucht dieser Begriff vor allem in
            der Unterabteilung Justiz der Amtssprache auf. «Gefangene dürfen befristet dem Gewahrsam eines Gerichtes, einer Staatsanwaltschaft oder einer Polizei-, Zoll- oder Finanzbehörde auf Antrag
            überlassen werden (Ausantwortung)», so § 18 des Jugendstrafvollzugsgesetzes der Freien und Hansestadt Hamburg.
         

         Ausfertigung 

         Manche Bescheide der Behörden werden nicht nur geschrieben, sie werden ausgefertigt. Stempel und Unterschrift des dazu berechtigten
            Beamten machen aus dem schnöden Amtsschreiben eine Ausfertigung. Vor allem Vollstreckungs- und Pfändungsbescheide werden ausgefertigt.
         

         Ausfuhrbestimmungen 

         Das Bundeswirtschaftsministerium wollte vor einigen Jahren allen Missverständnissen vorbeugen: «Ausfuhrbestimmungen sind Erklärungen
            zu den Erklärungen, mit denen man eine Erklärung erklärt.» Da spart man sich dann wohl jede weitere Erklärung.
         

         Ausgleichsabgabe 

         Wenn es ums Geld geht, ist der Gesetzgeber besonders fleißig: Im Sozialgesetzbuch werden als Ausgleichsabgaben die Gelder
            bezeichnet, die Arbeitgeber bezahlen müssen, wenn sie nicht die gesetzlich vorgeschriebene Zahl schwerbehinderter Menschen
            beschäftigen. In den Verordnungen der EU sind Ausgleichsabgaben die Zahlungen, die Unterschiede zwischen den einzelnen Mitgliedsstaaten
            ausgleichen sollen. Dies hat zum Teil merkwürdige Folgen, wie ein Urteil des Gerichtshofes der EU in Luxemburg belegt: «Die
            mit der Verordnung Nr. 1591/​92 zur Einführung einer Ausgleichsabgabe auf die Einfuhr von Kirschen mit Ursprung in Bulgarien festgesetzte Ausgleichsabgabe findet nicht nur auf frische Tafelkirschen Anwendung, sondern auch auf solche Kirschen,
            die zur industriellen Verarbeitung bestimmt sind.»
         

         Auskunftsbeschränkung 

         Auskunftsbeschränkung steht im Zusammenhang mit der Auskunftserteilung aus dem Strafregister. Sie bedeutet, dass Personen,
            die bereits von einem Strafgericht verurteilt wurden, für berufliche oder private Zwecke eine Strafregisterbescheinigung («Führungszeugnis»)
            anfordern können, in der keine Verurteilungen erscheinen. Die Auskunftsbeschränkung steht Verurteilten unter folgenden Voraussetzungen
            zu:
         

         
            
            	
               
               Sie dürfen höchstens viermal verurteilt worden sein.

               
            

            
            	
               
               Die Summe aller Freiheits- und Ersatzfreiheitsstrafen darf neun Monate nicht übersteigen.

               
            

            
            	
               
               Mit den einzelnen Urteilen darf höchstens eine sechsmonatige Freiheitsstrafe verhängt worden sein.

               
            

            
         

         Wird die Zahl der Verurteilungen, die Strafsumme oder die Strafhöhe bei den einzelnen Verurteilungen überschritten, fällt
            die Auskunftsbeschränkung wieder weg.
         

         Wenn die Auskunftsbeschränkung nicht sofort mit Rechtskraft des Urteils wirksam wird, wird in der Strafregisterbescheinigung
            angegeben, wann sie eintritt oder ob sie ausgeschlossen ist. Bei bestimmten Berufen und Freizeitbeschäftigungen, vor allem
            bei solchen, die mit Waffen oder Sprengstoff zu tun haben, ist eine Auskunftsbeschränkung allerdings nicht möglich. Ebenso
            wenig bei polizeilichen oder gerichtlichen Ermittlungen wegen Verdachts auf weitere strafbare Handlungen.
         

         Auslobung 

         Auslobung meint das durch öffentliche Bekanntmachung bindende Versprechen, bei Erzielung eines Erfolges eine Belohnung zu
            zahlen. In der Regel handelt es sich um Geld, das unter ganz bestimmten Voraussetzungen vergeben wird, wie zum Beispiel bei
            Hinweisen auf Personen, nach denen die Polizei fahndet. Aber auch Preise für Kunstwerke werden von der öffentlichen Hand ausgelobt.
         

         Autobau 

         Für den Bau eines Autos müssen annähernd 10 000 Vorschriften der EU erfüllt werden, so eine Aufstellung des Verbandes der Europäischen Automobilbauer (ACEA). Beispielsweise
            ist unter anderem per Einzelverordnung ein Rückwärtsgang vorgeschrieben. Nach Protesten der Automobilbauer sind inzwischen
            38 Verordnungen, die mit Autoteilen zu tun haben, von der EU-Kommission wieder aufgehoben worden.
         

         Gewonnen haben die Hersteller damit allerdings nichts, denn diese Vorschriften gelten nun als sogenannte UNECE-Bestimmungen weiter. Die UNECE ist eine Unterorganisation der UNO in Genf, in der neben der EU noch andere Länder vertreten sind.
         

         Arzneimittel 

         Pharmaunternehmen, die die Zulassung eines neuen Humanarzneimittels beantragen, dürfen laut Richtlinie 2001/​81/​EG ihre Unterlagen
            über diese Medikamente nur und ausschließlich in Papierform bei den zuständigen EU-Behörden einreichen. Statt einigen CD-ROMs müssen deshalb für jedes Medikament Hunderte von Akten nach Brüssel geschafft werden.
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